
   

editorial 
 
Während der Ukrainekrieg immer brutaler von beiden 
Seiten geführt wird, trafen sich im saudi-arabischen 
Dschidda Vertreter von 40 Ländern, einschließlich Chi-
nas, um Friedensmöglichkeiten in der Ukraine auszulo-
ten. Seltsam mutet an, daß Rußland zu den Gesprächen 
nicht eingeladen wurde. Offenbar hat man sich, auch 
wenn keine Abschlußerklärung verabschiedet wurde, auf 
die territoriale Integrität und Souveränität der Ukraine 
einigen können. 
 
Auch nach der Sommerpause geht der Streit in der Berli-
ner Regierung weiter, während die Wirtschaft in 
Deutschland weiter schwächelt; jetzt wäre der Punkt 
erreicht, eine neue Agenda zur Konjunkturbelebung auf-
zulegen, statt sich mit Nichtigkeiten wie der Canabisfrei-
gabe zu beschäftigen. 
 
Andererseits werden von einem Schrott-Flieger der Bun-
desflugbereitschaft auf einem Flug der deutschen Au-
ßenministerin zweimal 80 Tonnen Kerosin in den Äther 
abgelassen: Wo bleibt der andauernd propagierte Schutz 
des Planeten?  
 
Vadim Derksen    Herbert Karl 
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Bild:  Philipp Otto Runge: Blumen des Glücks (Stralsunder 

Kalender 2020). Runge war ein Maler der Romantik aus 

Pommern 

VAdM – Kurier 

48. Ausgabe: August 2023 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

48. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

im August 2023 

Mondnacht im Elsass 

Carl Wolff 

 

(1918) 
 

Ich geh' auf Silberpfaden 
durch mondscheinweiße Nacht. 

Ich weiß nicht mehr, wohin ich geh', 

ich weiß nur, dass ich trunken steh' 
in solcher Märchenpracht. 

 

Ich trinke Blütendüfte, 
die von den Hecken weh'n. 

Ich seh' ihn nicht, den Fliederstrauch, 

ich fühle nur vor seinem Hauch 
all' Herzeleid vergehen. 

 
Ich hör' ein Vöglein singen, 

ich weiß nicht, wo es singt. 

Ich höre nur den süßen Sang 
und fühle, wie des Glückes Klang 

durch meine Seele dringt. 

 
Ich seh" zwei Sterne funkeln 

neidgelb am Himmelsrand. 

Weiß nicht, ob sie im Westen glüh'n,  
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Aktualität 

100 Jahre Unrecht – Planung der Entnationalisierung Südtirols 

 

Dieser Tage erinnerten der „Südtiroler Schützenbund“ und der „Südtiroler Heimatbund“ mit aufsehenerregenden Protest-

Plakataktionen an ein besonderes Jubiläum in Südtirol: Vor 100 Jahren wurde das faschistische Entnationalisierungspro-

gramm für Südtirol beschlossen, der Name „Tirol“ wurde verboten und die Einführung erfundener italienischer Orts- und 

Flurnamen begann. Diese sind bis heute die amtlich gültigen Orts- und Flurnamen in Südtirol. 

 

 
Am 9. August 2023 berichtete die Tageszeitung „Dolomiten“ über die Protestaktion der Schützen. 

 

 
Links: Plakat der Schützen mit dem Namen „Tirol – Tirolo“. Rechts: „Plakat des Südtiroler Heimatbundes“ (SHB) – Protest ge-

gen den aufgezwungenen Namen „Alto Adige“ für Südtirol (Aus: „Dolomiten“ vom 9. August 2023).  

Fortsetzung auf S. 3 
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Fortsetzung von S. 2 

Rückblick in die Geschichte: 

 

Die Entnationalisierungs-Planung hatte bereits vor der Machtergreifung des Faschismus‘ begonnen 

 

Der italienische Journalist Ettore Tolomei war ab 1890 Herausgeber der italienischen Zeitschrift „La Nazione Italiana“. Er forder-

te die Einverleibung Südtirols in das Königreich Italien und begann 1901 mit der „Übersetzung“ deutscher und ladinischer Orts-
namen in das Italienische, um so die „Italianität“ Südtirols zu untermauern. 

 

1906 gründete er die Zeitschrift „Archivio per l’Alto Adige“, in der er die Wasserscheide am Brenner als Grenze zwischen Italien 

und Österreich einforderte. 

 

Nach dem Kriegseintritt Italiens wurde er 1916 von dem italienischen Generalstab offiziell mit der Erstellung eines italieni-

schen Ortsnamensregisters für Südtirol („Prontuario dei nomi locali dell’Alto Adige“) betraut. In Rekordzeit wurden tausende 
Südtiroler Orts- und Flurbezeichnungen italianisiert. Tolomei hängte vielfach an deutsche Namen einfach ein „a“ oder „o“ an. 

Zum Großteil erfand er aber einfach italienisch klingende Namen. Er und die faschistische Staatsführung hatten später die Stirn, 

dies als „wissenschaftliche Leistung“ zu bezeichnen. 

 

Fortführung und Ausfeilung des Programms unter dem Faschismus 

 

Nach der Machtergreifung des Faschismus‘ hielt der mittlerweile von dem „Duce“ Benito Mussolini zum Senator ernannte Etto-
re Tolomei am 15. Juli 1923 im Stadttheater in Bozen eine Rede und stellte sein 32 Punke umfassendes Programm zur Entnatio-

nalisierung Südtirols – „Provvedimenti per l’Alto Adige“ – vor. 

 

Die volle Bezeichnung des am 12. März 1923 von dem „Großrat des Faschismus“ genehmigten Programmes laute-

te: „Provvedimenti per l‘Alto Adige, intesi ad una azione ordinata, pronta ed efficace di assimilazione italiana“. Ins Deutsche 

übersetzt: „Maßnahmen für das Hochetsch zum Zwecke einer geordneten, schnellen und wirksamen italienischen Assimilie-

rung“. 

 

 
Links: Die Bozner Nachrichten berichteten am 16. Juli 1923 über seine Rede und seine Forderungen. Rechts: Die Rede Tolomeis 

wurde in der Folge von den Faschisten als Broschüre gedruckt und in hoher Auflage unter die Leute gebracht. 

 

Fortsetzung auf S. 4 
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Fortsetzung von S. 3 

 
In diesen „provvedimenti“ forderte Tolomei das Verbot des Namens Tirol, die Beseitigung aller deutschen Schulen, das Verbot 

der deutschen Parteien, die Verpflichtung zur italienischen Amtssprache und die Italianisierung aller Orts- und Flurnamen bis 

hin zu den Namen der Berge, Täler und Wasserläufe. Letztlich forderte er auch noch die Italianisierung aller deutschen Famili-

ennamen. 

 

Was Tolomei hier forderte, war bereits zum offiziellen Regierungsprogramm geworden. 

 
Verbot des Namens „Tirol“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nun ging es Schlag auf Schlag. Am 7. August 1923 verbot der in Trient amtie-

rende Präfekt Guadagnini im Auftrag der Regierung alle Bezeichnungen, in 
denen der Name „Tirol“ enthalten war. 

 

 

 

 

 

 
 
Die Zeitung „Der Tiroler“ musste ihren Namen umändern in „Der Landsmann“. 

 

Das Ortsnamens-Fälscherwerk 

 

Mussolini wurde Ende Oktober 1922 Ministerpräsident. Am 23. März 1923 trat das von ihm und dem König unterzeichnete 

Königliche Dekret Nr. 800 in Kraft, welches 222 Südtiroler Gemeinden und weiteren 66 Orte mit Postamt oder Bahnhof amtli-

che italienische Namen verpaßte, die zum Großteil von dem Scharlatan Ettore Tolomei frei erfundenen worden waren. 

 

 
Wie eine damalige Postkarte zeigt, war aus Meran „Merano“ geworden und aus Marling „Marlengo“. 

 

Fortsetzung auf S. 5 
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Eine endlose Geschichte: Polnische Reparations-

forderungen 

 

„Beglichene Rechnungen soll man nicht 

noch einmal präsentieren – und schon gar nicht nach Jahrzehnten. Zwei europäische Länder halten das andres: Grie-

chenland und Polen. Immer wieder einmal stellen sie Reparationsforderungen für den Zweiten Weltkrieg in exorbitan-

ter Höhe“ 

So schreibt Bruno Bandulet in seinem Beitrag: Fern jeder Realpolitik. Zweiter Weltkrieg: Obwohl Polen früher auf Kriegsrepara-

tionen verzichtet hat, läßt Warschau erneut Ansprüche prüfen – nach über 70 Jahren (Junge Freiheit vom 25. August 2017, S. 9). 

 

Der Chef der polnischen Partei Recht und Gesetz (PiS), Jarosław Kaczyński, auf einem Parteikongreß im Sommer 2017: 

„»Wir reden von riesigen Beträgen und darüber, daß Deutschland sich lange geweigert hat, Verantwortung für den 

Zweiten Weltkrieg zu übernehmen«.“ 

 

Fortsetzung auf S. 6 

 

Fortsetzung von S. 4 

 
Aus Salurn war „Salorno“ geworden, welches sich nun im „Alto Adige“ statt in Südtirol befand. 

 

 
Aus Antholz-Mitterthal im Pustertal war nun ein „Mezzavalle“ im „Val Anterselva“ im „Val Pusteria“ geworden. 

 

Am 10. Juli 1940 trat das von dem faschistischen Diktator Benito Mussolini unterzeichnete Königliche Dekret Nr. 174 in Kraft [ . 

. . ] 

 

Den kompletten Artikel können Sie auf der Seite des Südtiroler Informationsdienstes einsehen: 

https://suedtirol-info.at/100-jahre-unrecht-planung-der-entnationalisierung-suedtirols/ 
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Fortsetzung von S. 5 

Wenn man sich damals auch nicht auf eine bestimmte Forderung einig war, so geisterten Summen zwischen 845 und 1.800 Milliarden Euro durch 

den polnischen Blätterwald; das konservative Wochenblatt Sieci legte noch eine Schippe drauf: 

„»Sechs Billionen Dollar schulden uns die Deutschen für den Horror des Krieges«.“ 

Sechs Jahre später klingt die polnischen Reparationsforderung – nach dem seit Ende 2022 vorliegendem polnischen Gutachten – schon fast wie 

ein Schnäppchen: 1,3 Billionen Euro: 

„Der Wahlkampf hat schon begonnen. Dieses Thema spielt darin eine gewichtige Rolle. »Die Deutschen haben ihre Schulden nicht begli-

chen und wir lassen nicht locker,« sagt der mächtigste Mann in Polen Jarosław Kaczyński“ (RBB/siehe auch Bild  unten S. 5; wiederholt 

am 29. Juni 2023: https://www.rbb-online.de/kowalskiundschmidt/reportagen/streit-um-reparationsforderungen---soll-deutschland-an-

polen-zah.html#top). 

Offensichtlich schwillt den PiS-Leuten in Polen – Frontstaat im Ukrainekrieg – der Kamm: Unbestätigten Meldungen zufolge will man bei einer 

russischen Niederlage nicht leer ausgehen und phantasiert von einer Rückgabe der Enklave Königsberg und im Falle eines Auseinanderbrechens 

der Ukraine liebäugelt man mit Teilen der Westukraine. 

 

Auf Reparationen hatten sich die sogenannten Alliierten – die Sowjetunion, Großbritannien und die USA (nicht auch Frankreich!) – auf der Potsda-

mer Konferenz geeinigt: 

„Die geplanten Reparationen sollten nicht, wie es die Sowjets wünschten, aus Gesamtdeutschland herausgezogen werden. Statt dessen 

sollte sich jeder aus seiner eigenen Besatzungszone bedienen – eine reparationspolitische Spaltung Deutschlands noch vor der endgülti-

gen politischen Teilung. Im Gegenzug akzeptierten die Amerikaner die Oder-Neiße-Linie und die »Überführung« der Ostdeutschen in den 

Westen. Außerdem wurde vereinbart, daß die Sowjetunion die Reparationsansprüche Polens aus ihrer Zone zu befriedigen hatte, wäh-

rend die Westmächte mit den übrigen Staaten teilten.“ 

Ergo lag es im sowjetischem Ermessen, was und wieviel Polen aus der Beute bekam: Die Alliierten schalteten und walteten nach Gutdünken, eine 

deutsche Verantwortlichkeit gab es nicht. 

 

Fünf Verbündete des Dritten Reiches schlossen Friedensverträge mit den Alliierten, nicht aber mit dem Verlierer des Zweiten Weltkrieges: Dieses 

„Damoklesschwert der Reparationen“ schwebte noch 1990 über den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 1990 über Deutschland: Vieles spricht dafür, 

so Bandulet weiter, daß Helmut Kohl 

„damals nur deswegen mit der völkerrechtlichen Anerkennung der Oder-Neiße-Linie zögerte, um im Gegenzug das Reparationsproblem 

loszuwerden. Dieses gelangte denn auch nicht in den Vertrag und war damit erledigt. Alle Seiten waren sich einig, daß der Vertrag eine 

endgültige Regelung der aus dem Krieg rührenden Fragen bringen sollte und als Ersatz für einen Friedensvertrag anzusehen sei.“ 

Kohl und Genscher sahen – darüber läßt sich im Nachhinein streiten – das Zeitfenster zur Wiedervereinigung nur einen Spaltbreit offen: Für einen 

Friedensvertrag mit den SS Kriegsgegnern – dies wurde seinerzeit in der Öffentlichkeit auch nicht groß kommuniziert – drängte die Zeit. Polen 

hätte jetzt – 1990 – die Gelegenheit gehabt, Reparationsforderungen zu stellen: Es stellte aber keine. Andererseits hatte Polen schon 1953 „auf 

weitere deutsche Reparationen verzichtet.“ 

 

Zudem wurden Polen nach dem Warschauer Vertrag mit der BRD 1972 für NS-Opfer 100 Millionen DM ausbezahlt, die allerdings nur zu einem 

Bruchteil bei den Opfern landeten. Nichtdestotrotz gab Deutschland Polen 1975 noch einen Finanzkredit von einer Milliarde DM, 

„der sich später als Geschenk entpuppte. Zusätzliche Milliarden flossen ab 1976 und nach 1990.“ 

Bandulet meint in seinem Artikel aus 2017: „Gegenrechnungen aufzumachen gilt im heutigen Deutschland als politisch inkorrekt.“ Im Zusammen-

hang mit dem Warschauer Vertrag argumentierte Willy Brandt gegenüber dem polnischen KP-Führer, Władysław Gomułka, 

„daß Polen ein Drittel des deutschen Staatsgebietes erhalten habe und dazu das Eigentum der deutschen Vertriebenen von kaum mehr 

schätzbarem Wert. Der materielle Wert des südlichen Ostpreußens, Ost-Pommerns, Ost-Brandenburgs und vor allem Schlesiens mit sei-

ner Industrie, seinen Kohlebergwerken und anderen Rohstoffvorkommen: Wer sollte die Milliardenwerte berechnen!“ 

Polen trat 2004 offiziell der EU bei: 

„Nach Berechnungen von Franz-Ulrich Willeke, emeritierter VWL-Professor an der Universität Heidelberg, kamen von EU-

Nettoleistungen, die Warschau im Zeitraum 2003 bis 2014 aus Brüssel erhielt, stolze 25,5 Milliarden Euro aus Deutschland“ (Bandulet). 

Seit 2017 vergeht kein deutsch-polnisches Treffen, ohne daß Polen nicht seine Reparationsforderungen immer wieder vorbringt, so erneut, wie 

oben erwähnt, in diesem Sommer. Entsprechend handelt die polnische Regierung „fern jeder Realpolitik“ (Bandulet). 

 

Leidtragende hierbei sind die Angehörigen der deutschen Minderheit, denn, darauf wurde in unserem Kurier mehrfach verwiesen, diesen werden 

die Gelder für Deutschunterricht gekürzt. 

 

Herbert Karl 
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Oder-Untergang 2.0 oder Wie Warschau sehenden Auges 

auf eine Umweltkatastrophe gigantischen Ausmaßes zusteuert 

 
 

Was im vorigen Jahr die Welt in Atem hielt, droht sich leider auch heuer zu wiederholen: In der Oder sterben nämlich erneut massenhaft 
Fische. Um den 12. Juni herum tauchten ähnlich wie schon 2022 im Gleiwitzer Kanal sowie im von ihm abzweigenden Kandrzin-Cosel-Kanal 
größere Mengen an Fischkadavern auf. Offensichtlich führten die sommerlichen Temperaturen in Verbindung mit den in aller Regel unbe-
handelten salzhaltigen Industrieabwassereinleitungen in Oberschlesien zu einer Blüte der hier ökologisch gar nicht hingehörenden Brackwas-
seralge Prymnesium parvum, deren Gift die Kiemen der Wassertiere geradezu verbrennt, aber auch Landtiere und Vögel tötet. 
 
In Wasserproben konnte die hochgiftige Art mit Hilfe einer neuetablierten Analytik inzwischen im gesamten Oderverlauf nachgewiesen wer-
den, wo sich die Problematik durch den fortschreitenden Flußausbau nochmals verstärkt. Augenscheinlich gibt es in Polen ein komplexes, 
staatlich sanktioniertes System zur versteckten Entsorgung von Salzen u.a. Abfallstoffen in die Flüsse, bei dem die entstehende Giftbrühe 
samt Tierleichen durch koordinierte Schleusenöffnungen weggespült wird. In diesen Zusammenhang fallen auch die permanenten Gruben-
wasserablassungen der staatlichen Bergwerke, die seit jeher von den polnischen Behörden gedeckt werden.  
 
Oberschlesiens Angler setzen die von ihnen in Fließgewässern gefangenen Fische daher schon lange wieder zurück und kaufen deren für die 
eigenen Teller vorgesehene Vettern aus gutem Grund lieber im Geschäft. Weiter flußabwärts blühte dennoch über viele Jahre der Angeltou-
rismus, wurde dann aber vor einem Jahr hierin von Prymnesium abgelöst. Durch die neuerliche Algenblüte sah sich die Regierung in War-
schau immerhin erstmals zu einem zumindest scheinbaren Handeln bemüßigt: Umweltministerin Anna Moskwa berief einen Krisenstab ein, 
der eine vorübergehende Abriegelung der Oder-Altarme, die Errichtung von „Barrieren“ in Rückhaltebereichen, eine Anreicherung des Fluß-
wassers mit Sauerstoff sowie eine zentrale Steuerung der Einleitungsmengen von Industrieabfällen empfahl. 
 
Tatsächlich entlarvte sich all das freilich bald als eine weitere für das Land typische Vertuschung: Auch nachher wies z.B. die Klodnitz teilwei-
se einen Salzgehalt wie die Ostsee auf, und das Wasser der Bierau / Birawka war sogar oft so salzig wie der Atlantik. Gerade einmal eine Wo-
che vor dem jüngsten Auftauchen der Giftalge in Oberschlesien hatte es in Schwedt und im polnischen Ostteil von Frankfurt/Oder deutsch-
polnische Ministergespräche über die Situation am beide Städte verbindenden Fluß gegeben. Während BRD-Umweltministerin Steffi Lemke 
dabei die bisherigen Pläne für einen sog. Ausbau der Oder als „obsolet“ bezeichnete, forderte ihre polnische Kollegin nachdrücklich ein Fest-
halten am beiderseitigen Wasserwege-Vertrag von 2015, der diese Flußumgestaltung beinhaltet. 
 
Dabei müßte doch eigentlich jedermann klar sein, daß durch solche Maßnahmen wichtige natürliche Lebensräume fundamental zerstört, 
Laich- und Rückzugszonen für Fische von der Oder abgetrennt und v.a. durch vermehrten Wasserabfluß sowie neue Staustufen ideale Bedin-
gungen für Algenblüten geschaffen werden! Ohnehin ist die fatale Austrocknung weiter Landstriche an Oder und Weichsel schon lange nicht 
mehr zu übersehen, auch wenn man sie in Warschau ebenso billig wie unrichtig dem Klimawandel anlastet. Mitte Juli hat die PiS, die ihre 
Politik unter Mißachtung selbst polnischer Gerichtsurteile (der Buhnenbau an der „Grenz-Oder“ etwa ist in vollem Gange, obwohl er vom 
Obersten Verwaltungsgericht in Warschau untersagt wurde) weiterhin rücksichtslos vorantreibt, ihre Haltung durch ein „Oder-Sondergesetz“ 
inmitten von einigem pseudo-umweltschützerischem Blendwerk nochmals zementiert. 
 
Während man auf solche Weise die bestehenden Probleme ignoriert, werden diese keinesfalls kleiner – im Gegenteil: Die neuen Algenblüten 
scheinen nämlich bereits bei einer deutlich geringeren Salinität als im Vorjahr entstanden zu sein. Ob dies an einer Verschiebung der Anteile 
verschiedener Prymnesium-Stämme oder aber an einer Mutation der Alge liegt, ist bisher unklar. In jedem Fall wird es dadurch immer 
schwerer, künftige Flußvergiftungen zu verhindern. Wenn die polnische Regierung nicht schleunigst ihre völlig unverantwortlichen Pläne zur 
Errichtung eines ausgedehnten Tiefwasserstraßennetzes zwischen Ostsee und Schwarzem Meer beendet, das für sie offensichtlich im Kon-
text der Schaffung eines territorial noch weiter ausgreifenden Großpolens steht, vor allem nicht umgehend die natürlichen Gewässerverhält-
nisse insbesondere an der immer noch ein bedeutendes Naturareal bildenden Oder soweit wie möglich wiederherstellt, wird eine allgemein 
einschneidende Umweltkatastrophe von bisher ungekann-
tem Ausmaß zunehmend unabwendbar. 
 
 
Unser Autor Prof. Dr. Thomas W. Wyrwoll ist 
Vorsitzender des Königsberger Arbeitskreises 
für Naturkunde und Ostpreußenforschung AV. 
 
 
Bild: Das Fischsterben an der Oder vom Jahr 2022 war nur 
der Anfang, 
wenn Warschau seine Umweltpolitik nicht komplett um-
stellt . . .  
(Foto: Hanno Böck, CC 0) 
 

 
 
 

BLICK NACH OSTEN 

Die VAdM-Kolumne von Thomas W. Wyrwoll  
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Die Ansiedlung der Dondeutschen im 19. Jahrhundert 

 

 

Unter den deutschen Kolonisten in Rußland bilden die sogenannten Dondeutschen eine eher vergessene Entität; dies hängt vor 

allem damit zusammen, daß die Quellenlage sehr schmal ist. Zudem handelt es sich auch um eine relativ kleine Landsmann-

schaft, die zu Beginn des Ersten Weltkrieges lediglich 35 000 Personen umfaßte. 

 

Die Ansiedlung der Deutschen im Dongebiet erfolgte relativ spät, erst Ende der 1860er Jahre. Allerdings ließen sich auch schon 

davor in diesem riesigem Areal, dem sogenannten Kosakengebiet zahlreiche Deutsche nieder. Die Siedlungsgeschichte der 

Dondeutschen umfaßt, wie eine neuere Untersuchung von Reinhard Nachtigal zeigt, einen relativ kurzen Zeitabschnitt von nur 

100 Jahren. 

 

Bemerkenswert sind vor allem die recht ungewöhnlichen Anfänge der deutschen Besiedelung des Dongebiets. Im Gegensatz zu 

den früheren unter Katharina II. systematisch geförderten Ansiedlung verlief die deutsche Besiedlung hier im Wesentlichen 

ungesteuert ab. 

 

Eine Besonderheit hierbei war, daß sich vor den deutschen Bauern, die in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hier am Unter-

lauf des Dons, also im Hinterland des Asowschen Meeres erschienen, Deutsche sich schon in den Städten – Taganrog, Novočer-

kassk und Rostow – niederließen. 

 

Unter den russischen Beamten, Offizieren und Kaufleuten war die Zahl der Deutschen, u. a. auch aus dem Baltikum beträcht-

lich. Dies hing damit zusammen, daß es für die Städte im Kosakengebiet keine Beschränkung für die Ansiedlung von Nicht-

russen gab. Dagegen gab es bis in die 1860er Einschränkungen der Ansiedlung im ländlichen Raum: 

„Bis dahin war die ländliche Ansiedlung von Nichtkosaken im Gebiet des Donischen Heeres faktisch unmöglich, womit 

sich das deutsche kolonistische Element dort von den Schwarzmeerdeutschen oder gar der Wolgadeutschen grundsätz-

lich unterschied“ (Nachtigal, S. 14, Rekurs auf: Brandes, Malinovskij und Neutatz). 

Erst nach 1860 fand eine systematische Kolonisation des Dongebietes statt: Dies hing eng mit der deutschen Besiedlung der 

südöstlichen Ukraine – den Gouvernements Ekaterinoslav und Taurien – zusammen. Entsprechend muß hier kurz auf die ab 

den 1820ern stattgefundene deutsche Kolonisation eingegangen werden. Diese erfolgte systematisch nach dem sogenannten 

»Mariupoler Plan« zwischen den Flüssen Berda und Kalmius. 

 

Dieser Aspekt, daß die Besiedlung des Kosakenlandes erst zwei Generationen nach der anlaufenden Besiedlung der Südost-

ukraine erfolgte, muß unter rein rechtlichen Gesichtspunkten gesehen werden. 

 

Allerdings entstammten die Dondeutschen nicht ausschließlich dieser Gruppe deutscher Kolonisten „des Mariupoler Plans mit 

seinem geistlichen Zentrum, der Kirchpfarre Grunau, und dessen beiden westlichen Mutterkolonien Chortica und Moloč-

na“ (Nachtigal, S. 14). 

 

Unter anderem kamen sie auch aus Russisch-Polen. Nicht zu vergessen sind die Zuzüge aus Innerrußland oder direkt aus 

Deutschland. Unter dem Finanzminister Sergej Ju. Witte und dem späteren Ministerpräsidenten Pëtr A. Stolypin spielte die 

innerstaatliche Kolonisation im Russischen Reich eine bedeutende wirtschaftliche und demographische Rolle (Nachtigal, S. 15). 

 

Nach den napoleonischen Kriegen zogen deutsche Kolonisten auf ihrem Weg in den Kaukasus durch das Dongebiet; dieser Ko-

lonistenstrom hinterließ aber hier keine dauerhaften Spuren: 

„Seit 1817 reisten Siedler durch die Ukraine und das Dongebiet nach Vladikafkaz. Von dort zogen sie über die Grusini-

sche Heerstraße in den Südkaukasus und gründeten seit 1818 Kolonien“ (Nachtigal, S. 15). 

 

Fortsetzung auf S. 9 

 

Erinnern 
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Fortsetzung von S. 8 

Später 1863/64 reiste ein zweiter Zug nach der Gründung der Mennoniten-Brüdergemeinde von der Moločna an den Mittellauf 

des Kuban: An dessen linken Ufer entstanden hier zwei Mennoniten-Ansiedlungen. Dieses von Tscherkessen bewohnte Gebiet 

zwischen Kubanfluß und dem Schwarzen Meer kam erst 1864 definitiv an Rußland. Wie das Dongebiet erwies sich auch das 

Kubangebiet „als ein ebenfalls spätes Siedlungsreservoir in der Geschichte der deutschen Kolonisation, das ebenfalls noch auf 

die Erforschung seiner Besiedlung wartet“ (Nachtigal, S. 15). Beide Gebiete aber wiesen den gleichen Charakter wie das 80 Jah-

re vorher unter Fürst Potemkin besiedelte Schwarzmeer-Hinterland auf: Sie geschahen nach einem mit genügend Land ausge-

stattetem Plan. 

 

Auch die 

„nordkaukasischen Neugründungen in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg weisen dann die gemeinsamen sozio-

ökonomischen Merkmale anderer rußlanddeutscher Ansiedlung im späten Zarenreich auf, also etwa der im Dongebiet 

und in Westsibirien [ . . . ] 

Gleichzeitig verweisen uns die verschiedenartigen Migrationsströme der Deutschen, sowohl von außerhalb nach Ruß-

land als auch innerhalb des Zarenreiches, auf verschiedene Beweggründe der Deutschen für ihre Wanderzü-

ge“ (Nachtigal, S. 15). 

Auf diese wird in einer weiteren Folge berichtet. 

 

Zum Schluß noch ein paar Begriffserläuterungen: 

Dongebiet ist die Region, die durch den Donez und den Unterlauf des Dons in das Asowsche Meer entwässert wird. 

Mit der Grusinischen Heerstraße ist die Georgische Heerstraße, die den Nordkaukasus mit dem Süden verbindet, gemeint; in 

der Sowjetära hieß Georgien Grusinische Sozialistische Sowjetrepublik. 

Taurien wurde in Assoziation auf ihre griechische Ver-

gangenheit die Krim mit dem dahinterliegenden Um-

land – der nogaischen (krimische) Steppe, das Gebiet 

der tschernomorskischen Kosaken sowie die zwischen 

der Kubanmündung gelegen Halbinsel Taman – be-

zeichnet (siehe Bild: Karte Neurußlands und der nörd-

lichen Schwarzmeer-Küste aus 1855). 
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(Fortsetzung folgt) 

 

Herbert Karl 
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Sommerfäden 

 

Mädchen, sieh,  am Wiesenhange, 

Wo wir oft gewandelt sind, 

Sommerfäden, leichte, lange, 

Gaukeln hin im Abendwind. 

 

Deine Worte, laut und munter 

Flattern in die kühle Luft; 

Keines mehr, wie sonst, hinunter 

In des Herzens Tiefe ruft. 

 

- 2 - 

Winter spinnet los und leise 

An der Fäden leichtem Flug, 

Webt daran aus Schnee und 

Eise  

Bald den Leichenüberzug. 

Künden mir die Sommerfäden, 

Daß der Sommer welk und alt, 

Merk ich es an deinen Reden, 

Mädchen, daß dein Herz wird 

kalt! 

 

Nikolaus Lenau 


